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Klägerin und Revisionsklägerin,
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Beklagte und Revisionsbeklagteo

Der 20 Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 270 Oktober 1976

für Recht erkannt: '

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des
Hessischen Landessozialgerichts vom 500 Oktober 1975

wird zurückgewiesen°
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G r ü n d e :

I»

Die Vertretervereammlung der Klägerin beschloß in ihrer

Sitzung am 16@ Dezember 1969, die Stelle des Hauptge—

schäftsführers$ im Stellenplan nach der Besoldungsgrup—

pe } der Bundesbesoldungsordnung (BBesO) B des Bundesbe—

soldungsgesetzes (BBesG) ausgewiesen, für die Person des

jetzigen Stelleninhabers in eine Stelle der Besoldungs—

gruppe 6 der BBesO B des BBesG sowie die Stellen des

stellvertretenden Hauptgeschäftsführers und des Tech-

nischen Beirates, im Stellenplan jeweils nach der Be-

soldungsgruppe 16 der BBesO A des BBesG ausgewiesen,

jeweils für die Person des jetzigen Stelleninhabers in

eine Stelle der Besoldungsgruppe 5 der BBesO B des

BBesG umzuwandeln®

Mit Verfügung vom 200 August 1970 gab die Beklagte dem

Antrag auf Genehmigung dieser Besoldung mit der Maßgabe

statt, daß der Stelle des Geschäftsführers die Besol-

dungsgruppe B 4 ku B 5 der BBesO und den Stellen des

stellvertretenden Geschäftsführers und des Leitenden

Technischen Aufsichtsbeamten jeweils die Besoldungs-

gruppe B 2 ku A 16 zugeordnet wurde° Mit Bescheid vom

150 März 1972 versagte die Beklagte die Genehmigung des

von der Vertreterversammlung der Klägerin am 16() Dezem-

ber 1969 beschlossenen Stellenplanes, soweit danach

über die durch die Verfügung vom 20° August 1970 hinaus-

gehenden Einstufungen vorgesehen waren0

Die Klägerin hat Klage erhoben°

Das Sozialgericht (SG) hat durch Urteil vom 15„ Dezem-
ber 1972 den Bescheid der Beklagten vom 150 März 1972

-}...
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aufgehoben und tue() ausgeführt: Der Stellenplan der Klägerin

sei nicht genehmigungsbedürftig, da er kein Teil der Dienst-

.ordnung (DO)„ sondern ein solcher des Haushaltsplanes sei: Der

Beschluß der Klägerin sei fehlerfrei zustande gekommen und ver—
stoße nicht gegen das BBesGo Dieses enthalte keine Beschrei—

bung von Tätigkeitsmerkmalen für die Einstufung der Planstel—

.len, so daß die Klägerin nur an die gesetzlichen Gehaltsstufen

gebunden sei, durch welche vor allem das in 5 695 der Reichs-
versicherungsordnung (RVG) vorgeschriebene Mindestgehalt ge—

währleistet seio

Auf die Berufung der Beklagten hat das Landessozialgericht

(LSG) durch Urteil vom 500 Oktober 4975 das angefochtene Ur«
teil aufgehoben und die Klage abgewiesen„ Es hat zur Begrünw

dung u„ao ausgeführt: Der Stellenplan der Klägerin habe der
Genehmigung bedurfto Bei der Genehmigung handele es sich nicht

um die Wahrnehmung der allgemeinen Rechtsaufsicht im Sinne des

5 50 Abso 1 EVO, sondern eines darüber hinausgehenden Mitwir-

kungsrechts° Die Genehmigung dürfe nur bei einer unangemes—

senen Regelung versagt werdeno Aus dem angefochtenen Bescheid

und dem bereits im Verfahren vor dem SG von der Beklagten vor-

gelegten Material ergebe sich, daß die Geschäftsführer der
größten gewerblichen Berufsgenossenschaften (BGen) im Höchst—

fall eine Besoldung bis nach der Besoldungsgruppe B 6 erhalten

könnten9 da beispielsweise für den Präsidenten der Bundesverw

sicherungsanstalt für Angestellte (BfA) die Besoldungsgruppé '

B 7 maßgebend sei° Die BfA verwalte aber — im Jahre 1970 „ etwa

9,8 Millionen Beitragskonten, während die größten der gewerbw
lichen BGen nur 200540849 und die Klägerin sogar nur 250c315

Versicherte hätten° Weitere erhebliche Unterschiede zwischen

den Amtsinhalten der Stellen des Präsidenten der BfA bzwa des

Geschäftsführers der größten gewerblichen BG und der Klägerin

ergäben sich aus der Anzahl der im Jahre 1970 festgesetzten

Renten (BfA: 256„0009 größte gewerbliche BG: 50925, Klägerin
40114), der Zahl der Bediensteten (BfA: 100046, größte gewerb—

liche BG: 885, Klägerin 176) und dem Etat (BfA: 49 Milliarden

DM, größte gewerbliche BG: 88595 Millionen DM, Klägerin:
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69 Millionen DM)o Im Hinblick auf diese unwidersprochen ge-
bliebenen Zahlenangaben und unter Berücksichtigung des Umstan—

des, daß die Klägerin entsprechend ihrer Größe in das letzte

Drittel der insgesamt 55 bundesunmittelbaren gewerblichen BGen

eingegliedert werden müsse, sei die Einstufung des derzeitigen

Geschäftsführers in die Besoldungsgruppe B 4 und die des

stellvertretenden Geschäftsführers sowie des Technischen Bei—

rates in Besoldungsgruppe B 2 angemessen® Auch der Vergleich

mit den anderen Bau-BGen führe zu keinem anderen Ergebnis„

Nur der Geschäftsführer der größten Bau-BG sei nach B 6 ein—

gestuft, der Geschäftsführer der Bau-BG Hannover dagegen

nach B 5, der Geschäftsführer der Südwestlichen Bau—BG

(Platzziffer 24) nach B 50 Die Klägerin (Platzziffer 25)

gehöre demgegenüber zu den kleineren Bau—BGen und sei mit

der Bau—BGHamburg vergleichbar, welche die Platzziffer 26

habe und deren Geschäftsführer ebenfalls nach B 4 eingestuft

sei@ Diese Auffassung werde bestätigt durch das Zweite Ge—

setz zur Vereinheitlichung und Neuregelung des Besoldungs—

rechts in Bund und Ländern vom 230 Mai 1975 (BGBl I 4175)0
Danach kämen für den Geschäftsführer der Klägerin die Be-
soldungsgruppe A 46, B 2 und B 5 in Betracht° Die Beklagte

habe demnach sogar eine darüber hinausgehende Besoldungs—

gruppe genehmigte Die von der Klägerin angeführten Neben-

tätigkeiten des Geschäftsführers rechtfertigten keine an-

dere Entscheidung, weil es sich bei ihnen weder um gesetz-
liche noch dienstrechtlich übertragene weitere Aufgaben

handele, sondern diese freiwillig übernommen worden seien

und für sie außerdem besondere Entschädigung geleistet

werde„

Das LSG hat die Revision zugelasseno

Die Klägerin hat dieses Rechtsmittel eingelegt° Zur Be—

gründung trägt sie vor: Ausgangspunkt für die Entscheidung

sei nicht das Zweite Gesetz zur Vereinheitlichung und Neu—

regelung des Besoldungsrechts in Bund und Ländern vom
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250 Mai 1975 (aaO), sondern die Sach— und Rechtslage, wie sie

im Augenblick der Beschlüsse der Vertreterversammlung vom
160 Dezember 1969 bestanden habe® Das Besoldungs—Neuregelungs—

gesetz habe keine rückwirkende Kraft, Die Gehaltsregelungen

ihrer leitenden Bediensteten bedurften nicht der Genehmigung

der Beklagten@ Die Beschlüsse der Vertreterversammlung vom
16° Mai 1969 seien auch sachlich nicht zu beanstanden, Die Be-

klagte dürfe nur prüfen, ob die vorgesehene Besoldungsregelung

unangemessen sei, Das sei aber nicht der Fall, Das LSG habe

sich außerdem nicht ausreichend im einzelnen mit den Krite—

rien des Aufgabenbereiches des Geschäftsführers, seines Stell—

vertreters und des leitenden Beamten sowie der Größe und Be«

deutung der Körperschaft auseinandergesetzt° Bei dem Vergleich

mit dem Präsidenten der BfA und dem Geschäftsführer einer BG

würden die zwischen dem Präsidenten der BfA und dem Hauptge»

schäftsführer einer gewerblichen BG bestehenden besonderen

und einander differierenden Aufgabenbereiche und Verpflich-

tungen verkannt° Des weiteren habe das LSG lediglich die Ta-

bellenangaben der Beklagten zugrunde gelegt, Sie habe diese

Tabellenangaben nicht zu Unrecht angezweifelt, als sie eine

Wertung der einzelnen Kriterien enthielten, Die zusätzlichen

Tätigkeiten des Geschäftsführers seien seinen Dienstaufgaben

zuzurechnen. Dem stehe nicht entgegen, daß für die Sonderaufw

gaben eine Entschädigung gezahlt würde, Diese sei nicht ruhe—
gehaltsfähig, Sie stelle im Grunde nur eine Anerkennung für

die Mehrbelastung dar, Da sie — die Klägerin - für den Ge—

schäftsführer äußerstenfalls mit der Besoldungsgruppe B 5

einverstanden wäre, blieben die Beschlüsse der Vertreterver—

sammlung letztlich jeweils nur um eine Besoldungsgruppe hinter

der von der Beklagtenb@eits genehmigten zurücko Diese geringe

Differenz könne aber nicht unangemessen sein, Die Beklagte

habe zudem selbst, wenn auch in anderem Zusammenhang, für-den

Geschäftsführer einer anderen Bau-BG, dem sie eine Höhergruppie«

rung bewilligt habe, auf dessen Alter hingewiesen und eine un—

billige Härte darin gesehen, daß der betreffende Geschäfts—

führer wegen bevorstehender Pensionierung nicht mehr in den
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Genuß einer erwarteten Stellenverbesserung gekommen wäre,

wenn man ihn nicht schon vorher höher eingestuft hätte° Die

Beklagte habe zudem mehrere Hauptgeschäftsführer der gewerb-

lichen BGen aus der Zahl der im Zweiten Besoldungs-Neurege-

lungsgesetz mit der Besoldungsgruppe A 16‚ B 2 und B 5 be—

dachten BGen noch vor dem Erlaß und dem Inkrafttreten des

neuen Besoldungsrechts in eine höhere Besoldungsgruppe ein—

gestuft als es diegenige war, welche die neuen gesetzlichen

Regelungen vorseheno

Die Klägerin beantragt9
10) das Urteil des LSG aufzuheben und

die Berufung gegen das Urteil des

SG zurückzuweisen,

2a) die Beklagte zu verurteilen, den von
der Vertreterversammlung der Klägerin

am 16® Dezember 1969 beschlossenen

Stellenplan in der Fassung des Be-

schlusses vom 500 Mai 4975 zu genehmigen,

hilfsweisea die Genehmigung dahin zu er«
teilen„ daß die Stelle des Hauptgeschäfts—

führers nach B 5, des stellvertretenden

Hauptgeschäftsführers nach B 5 und des

Technischen Beirates ebenfalls nach B 5

eingestuft werde,
50) hilfsweise das angefochtene Urteil auf-

zuheben und die Sache zur erneuten Ver-

handlung und Entscheidung an das LSG
zurückzuverweiseno

Die Beklagte beantragt‚

die Revision zurückzuweisenov

Sie hält das Urteil des LSG für zutreffend°
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II°

Die zulässige Revision der Klägerin ist nicht begründet„

Der Bereich der Klägerin erstreckt sich auf das Land Hessen

sowie die Bezirke Rheinhessen und Montabaur des Landes Rhein—

land-Pfalz (so 5 2 Abso 5 der Satzung)@ Die von ihr gesetzten

Rechtsvorschriften sind deshalb revisibelo

Nach 5 5 Abso 4 der DO der Klägerin in der bis zum 500 Juni
1976 geltenden Fassung richten sich die Höhe der Dienstbezüge

und die Festsetzung des Besoldungsdienstalters nach den je«

weiligen Vorschriften für Bundesbeamteo Nach @4 Abs° 1 der
seit dem 40 Juli 1976 geltenden DO bestimmt sich die Besol—

dung nach den Vorschriften für Beamte des Bundes auf der

Grundlage des Stellenplans° Der Stellenplan der Klägerin ist

Bestandteil der DO (so 5 2 Abso 2 der DO iodoFo bis zum

50‚ Juni 1976‚ 5 2 Abs° 5 der DOiodoFo seit dem 49 Juli
4976)„

Wie der Senat in seinem Urteil vom 280 Mai 1974 (BSG 579 272)

näher dargelegt hat, ist es nicht ausreichend9 daß die Zu-

ordnung zu den einzelnen Besoldungsgruppen nur außerhalb der
DO in einem nicht der Genehmigung unterliegenden Stellenplan

erfolgt (so auch Brackmann, Handbuch der Sozialversicherung,

10—80 Auflo‚ So 168 p ffo)o Ist die Zuordnung in einem Stelp
lenplan vorgenommen, gehört er insoweit zu dem gemäß 5 695

RVO erforderlichen Regelungsinhalt der DO (BSG aaO So 275)0

Das LSG ist deshalb mit Recht davon ausgegangen, daß die Zu«

ordnung der Stelle des Geschäftsführers der Beklagten sowie

des stellvertretenden Geschäftsführers und des Leitenden Tech—

nischen Beamten zu einer für sie im Stelhnplan bisher nicht
vorgesehenen Besoldungsgruppe der in Bezug genommenen Be—

soldungsvorschriften (Stellenanhebung) als Änderung der DO.
nach & 700 EVO der Genehmigung bedarf° Zur näheren Begründung
wird auf die Gründe des Urteils vom 280 Mai 4974 Bezug genom-

men (vglo auch das zur Veröffentlichung vorgesehene Urteil
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des Senats vom 27, Oktober 1976 - 2 RU 127/74), Der

8() Senat des Bundessozialgerichts hat sich dieser Rechts-

auffassung angeschlossen (Urteil vom 200 Mai 1976 — 8 RU

92/75 — zur Veröffentlichung vorgesehen)e

Das LSG hat auch zutreffend entschieden, daß die Ein-

stufung des Geschäftsführers, des stellvertretenden Ge—

schäftsführers und des Technischen Beirates der Klägerin

jedenfalls in eine höhere Besoldungsgruppe als B 4 bzwa

B 2 unangemessen ist® Der Senat kann, da das von ihm ge-

fundene Ergebnis in der Sache unberührt bleibt, offen-

lassen, ob Artm VIII des Zweiten Gesetzes zur Vereinheit—

lichung und Neuregelung des Besoldungsrechts vom 23° Mai

1975 - 2„ BesVNG - (BGBl I 1175) hier anzuwenden ist (s°

Näheres in dem Urteil des Senats vom 273 Oktober 1976

- 2 EU 127/7Q; Die von der Beklagten genehmigten Besol-

dungsgruppen liegen für den Hauptgeschäftsführer der

Klägerin bereits eine Besoldungsgruppe über und für den

stellvertretenden Hauptgeschäftsführer und den Technischen

Beirat der Klägerin an der obersten Grenze des nach

Arte VIII des 20 BesVNG gezogenen Besoldungsrahmenso
Ebenso ist nach der bis zum Inkrafttreten dieses Ge—

setzes bestehenden Rechtslage die Klage nicht begründet°

Auch die Zahl der festgestellten Renten und der Be-

diensteten der Klägerin sowie die Größe des Etats recht—

fertigen es nicht, höhere Eingruppierungen noch als an-

gemessen anzusehen° Der Senat hat zwar, worauf die Klä—

gerin sich beruft, in seinem Urteil vom 28„ Mai 1974

(aaO S„ 278) ausgeführt, die - gegenüber den von der Be—
klagten genehmigten Besoldungsgruppen von der Klägerin

weiterhin erstrebte — Abweichung um eine Besoldungsgruppe

brauche nicht immer eine unangemessene Regelung darzu—

stellen, Der Senat hat aber in demselben Satz, was die

Klägerin nicht zitiert, außerdem dargelegt, daß auch

die höhere Eingruppierung um nur eine Besoldungsgruppe

unangemessen sein kann, wenn nicht sachbezogene Kriterien

_ 9 -
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sie rechtfertigen° Im vorliegenden Fall liegen jedoch Umstände,

die au■1 eine Abweichung um nur eine Besoldungsgruppe noch als

angemessen erscheinen lassen könnten, nicht vor. Es bedarf

dabei keiner Entscheidung, ob die von der Klägerin angeführte

Nebentätigkeit des Hauptgeschäftsführers zu den ihm dienst—

rechtlich übertragenen weiteren Aufgaben (s° BSG aaO) zählt.

Diese Nebentätigkeiten des Hauptgeschäftsführers der Klägerin

müssen bei der Prüfung der Angemessenheit der Zuordnung zu
einer höheren Besoldungsgruppe schon deshalb außer Betracht

bleiben, weil er nach den tatsächlichen Feststellungen des LSG

für diese Tätigkeiten eine - wenn auch nach dem Vorbringen der

Klägerin nicht ruhegehaltsfähige - besondere Vergütung erhält.

Soweit der Senat in seinem Urteil vom 280 Mai 1974 (aaO S. 279)

als Beispiel für zu berücksichtigende Kriterien für die Ein—

ordnung des Geschäftsführers einer BG u.a. die zusätzliche

.
Leitung und Verwaltung einer berufsgenossenschaftlichen Kran—

kenanstalt oder einer Rehabilitationseinrichtung angeführt

hat, bezog sich das nur auf solche weiteren Tätigkeiten, die

in den Aufgaben— und Kompetenzbereich des Geschäftsführers

fielen und deshalb mit seiner Besoldung als Geschäftsführer

abgegolten und nicht zusätzlich vergütet werden. Die von der

Klägerin im Revisionsverfahren für die Angemessenheit einer »
höheren Einstufung des stellvertretenden Geschäftsführers und

des Technischen Beirates angeführte indirekte Belastung dieser

Bediensteten aufgrund der Nebentätigkeiten des Hauptgeschäfts—

führers ist deshalb gleichfalls keine Frage einer höheren Be—

soldung durch die Klägerin.

Der Senat braucht nicht darüber zu befinden, ob die Beklagte

— wie die Klägerin meint — anderen vergleichbaren BGen Stellen-

pläne mit einer höheren Eingruppierung des Hauptgeschäfts—

führers genehmigt hat. Dadurch wäre die Beklagte jedenfalls
nicht gehindert, für die Zukunft wieder die schon der bis

zum 2. BesVNG bestehenden Rechtslage entsprechenden Maßstäbe

anzulegen°
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Eine Kostenentscheidung entfällt gemäß 5 195 Abs. 4 des

Sozialgerichtsgesetzes°
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